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Gesetze BGB §§ 387, 389

Rechtssatzs Rechnet der Gläubiger einer Schadensersatzfor­
derung, die sich im laufe der Zeit erhöht hat, 
mit dieser Schadensersatzforderung gegen eine 
niedrigere Forderung seines Schuldners auf, 
dann hat die Aufrechnung jedenfalls dann, wenn 
lediglich der Gläubiger aufrechnen konnte, nur 
zur Folge, daß die Forderungen in dem Umfange 
erloschen sind, in dem sie sich zur Zeit der 
Aufrechnungserklärung gedeckt haben®

Aktenzeichens II ZR 335/56 Berlin
Urt® des BGH v® 17® April 1958 KG Berlin
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Verkündet
am 17/ April 1958
Braun, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Erich 
PflHI Straße d ,

Prozeßbevollmächtigter
Klägers und Revisionsklägers, 
Rechtsanwalt Br.

gegen

1* den Kaufmann Hans T_
t>. (|

2o dessen Schwester, Prau Ilse H
geb« in V

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigter s Rechtsanwalt Br*

hat der II * Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 10o April 1958 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Bra Nastelski und der Bundesrichter 
Br, Fischer, Br. Kuhn, Br* Haager und Br. Reinicke

für Recht erkannt*

Bie Revision des Klägers gegen das Urteil des 
16c Zivilsenates des Kammergerichts in Berlin-Charlot­
tenburg vom 27« Oktober 1956 wird auf Kosten des Klä­
gers zurückgewiesen«

Von Rechts wegen
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Tatbestand?

Der Kläger wurde im Januar 1951 von der Währungsüber­
wachungsstelle in Berlin zum Verwalter des Grundstücks

Hfl^straße 0, bestellt« Dieses Grundstück ge­
hörte damals dem Vater der Beklagten und gehört jetzt dem 
Beklagten zu 1 {im folgenden der Beklagte genannt) und sei­
ner Schwester, der Beklagten zu 2 (im folgenden die Beklag­
te genannt)« Der Kläger ließ bis zum Dezember 1951 Instand­
setzungsarbeiten an dem Hause ausführen, Er verlangt hierfür 
von den Beklagten 8«249?38 DM nebst Zinsen« Die Beklagten 
sind der Auffassung, dem Kläger stehe ein Anspruch auf Er­
stattung der von ihm verauslagten Beträge nur in geringerem 
Umfange zu« Soweit er ihm zustehe, rechnen sie mit einer 
Schadensersatzforderung auf« Den Rest dieses Schadensersatz­
anspruches, einen Betrag von 6«542,38 DM, verlangen sie im 
Wege der Widerklage« Den Schadensersatzanspruch stützen sie 
darauf, daß der Kläger im Juni und Juli 1952 unberechtigter­
weise Wertpapiere (Zuteilungsrechte) des Beklagten veräus- 
sert habe, und zwar 1000 RM nom« der Commerzbank AG und 
4000 RM nom« der Vereinigten Stahlwerke AG«

**Das Landgericht hat die Klage und die Widerklage abge­
wiesen o Das Berufungsgericht hat die .Berufungen des Klägers 
und der Beklagten zurückgewiesen, dagegen der Berufung des 
Beklagten im wesentlichen stattgegeben; es hat den Kläger 
verurteilt, an den Beklagten 6«175,12 DM zu zahlen« Mit 
der Revision verlangt der Kläger Verurteilung beider Be­
klagten zur Zahlung von 7*436,64 DM nebst Zinsen» Er ver­
langt weiter von dem Beklagten Zahlung von 7«099?03 DM 
nebst Zinsen, da er die Urteilssumme von 6,175?12 DM und 
die Kosten in Höhe von 923,91 DM zur Vermeidung der Zwangs­
vollstreckung an den Beklagten gezahlt habe« Die Beklagten 
bitten um Zurückweisung der Revision«
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Entscheidungsgründe
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Io Pas Berufungsgericht hat ausgeführt? die Verwen­
dungsforderung des Klägers sei in Höhe von 7»369,52 DM (zu­
züglich 67?12 PM Zinsen für die Zeit bis zum 31o Mai 1952) 
nebst 4 i> Zinsen seit dem 1* August 1952 entstanden* Diese 
Ausführungen? die von dem Kläger nicht angegriffen werden, 
lassen Keinen Rechtsirrtum erkennen«,

Pas Berufungsgericht ist weiter der Ansicht? diese 
Forderung sei durch die Aufrechnung mit der Schadensersatz- 
forderung des Beklagten erloschen* Dem Beklagten stehe ein 
Schadensersatzanspruch zu, weil er die Aktien dem Kläger 
nur zur Sicherheit für ein Darlehen übereignet habe? der 
Kläger die Aktien aber im Juni und Juli 1952 veräußert 
habe, obwohl der Verkauf anderer Aktien (3600 RM nom, Ma­
schinenfabrik bereits im Februar 1952 zur Tilgung
der Darlehensforderung geführt habe* Der Kläger hätte auch 
wissen müssen? daß er zur Veräusserung der Aktien nicht be­
rechtigt gewesen seio Er müsse daher dem Beklagten den 
Schaden ersetzen? der diesem zur Zeit der letzten mündli­
chen Verhandlung entstanden sei« Da die Aktien erheblich 
gestiegen seien? betrage der Schaden? wie das Berufungsge­
richt im einzelnen darlegt, 22,025?36* DM* Diese Summe ver­
ringert sich nach der Auffassung des Berufungsgerichts um 
zwei Beträge, Einmal zieht das Berufungsgericht den Betrag 
von 8,266,94 DM (7°369?5?/^ 897?42 DM Zinsen) ab, weil der 
Beklagte insoweit gegen die Forderung des Klägers aufge­
rechnet habe. Das Berufungsgericht zieht sodann den Betrag 
von 7.583?50 DM ab, weil der Beklagte diesen Betrag bereits 
in einem früheren Rechtsstreit durch die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 25. November 1954 (IV ZR 81/54) als 
Ei’lös für die verkauften Wertpapiere (nebst einem weiteren 
Betrag von 700,78 DM für den hier nicht interessierenden 
Verkauf der BJBBBB-Maschinen-Aktien) zugesprochen erhalten 
habe. Das Berufungsgericht führt aus? die im Vorprozeß



ergangene Entscheidung habe nicht etwa zur Folge, daß der 
Kläger jetzt keine Schadensersatzansprüche mehr geltend ma­
chen könne* Der Beklagte habe in dem Vorprozeß (als damali­
ger Kläger) nicht einen Schadensersatzanspruch geltend ge­
macht, sondern einen Anspruch aus § 281 BGB» Die Entschei­
dung über diesen Anspruch schließe die Geltendmachung des 
jetzt verlangten Schadensersatzes nicht aus* Sie führe le­
diglich dazu, daß der Erlös auf den Schadensersatzanspruch 
des Beklagten angerechnet werden müsse*

Die Revision ist demgegenüber der Auffassung, dem Be­
klagten stehe kein Schadensersatzanspruch zu. Sie meint, 
der Beklagte habe in dem Vorprozeß einen Schadensersatzan­
spruch geltend gemacht» Dieser Anspruch habe sich auf Ersatz 
des Schadens gerichtet, der dem Beklagten zur Zeit der letz­
ten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht im Vor­
prozeß entstanden sei; dieser Betrag sei dem Beklagten durch 
die Entscheidung des Bundesgerichtshofs zugesprochen worden« 
Der Schadensersatzanspruch des Beklagten habe sich auf die­
sen Betrag verfestigt« Es sei daher unerheblich, daß die 
Aktien später gestiegen seien; dies-wirke sich auf den Scha­
densersatzanspruch nicht mehr aus. Daß der Beklagte im Vor­
prozeß einen Schadensersatzanspruch und nicht eine Forderung 
aus § 281 BGB geltend gemacht habe, folgert die Revision 
daraus, daß dem Kläger ein Anspruch aus § 281 BGB nicht zu­
gestanden habe. Der Kläger sei verpflichtet gewesen, dem 
Beklagten für die Veräußerung der Aktien (Zuteilungsrechte) 
Ersatz in Hatur zu leisten« Diese Verpflichtung sei als Gat­
tungsschuld anzusehen, die Erfüllung der Verpflichtung dem 
Kläger daher durch die unberechtigte Veräusserung der Aktien 
nicht unmöglich geworden (§ 279 BGB)« § 281 BGB setze aber 
voraus, daß die Leistung des Schuldners unmöglich geworden 
sei. Der Beklagte habe denn auch seine Forderung im Vor­
prozeß wiederholt als Schadensersatzforderung bezeichnet«

Den Ausführungen der Revision kann nicht zugestimmt
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werden. Es kommt nicht darauf an, ob ein auf Herausgabe des 
Verkaufserlöses gerichteter Anspruch des jetzigen Beklagten 
im Vorprozeß gemäß § 281 BGB begründet oder, wie die Revi­
sion meint, unbegründet gewesen wäre; entscheidend ist al­
lein, welcher Anspruch Gegenstand des Vorprozesses gewesen 
ist« Gegenstand des Vorprozesses war-aber, wie das Berufungs 
gericht zutreffend ausgeführt hat, ein Anspruch aus § 281 
BGB und nicht ein Schadensersatzanspruch0 Der Beklagte hat 
in dem Vorprozeß Herausgabe des Erlöses verlangt, den der 
Kläger durch die unberechtigte Veräusserung der Aktien er­
zielt hat; er hat damit vom Kläger tfHerausgabe des als Er­
satz Empfangenen” (§ 281 AbSol BGB) und nicht Herstellung 
des Zustandes verlangt, der bestehen würde, wenn der zum 
Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre0 Der 
von einem Veräusserer erzielte Erlös kann kleiner oder grös­
ser sein als der Schaden, den der Berechtigte erlitten hato 
Er deckt sich nur dann mit dem Schaden, wenn der Betrag, 
den der Erlös darstellt, erforderlich und ausreichend ist, 
um den Schaden auszugleichen, der dem Berechtigten im Zeit­
punkt der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Tatrichter 
entstanden ist., Der Beklagte hat es im Vorprozeß auf diesen 
Gesichtspunkt nicht abgestellt; er hat den Erlös beansprucht 
und nicht vorgetragen, der Erlös stelle den Betrag dar, den 
er benötige, um den Schaden auszugleichen, wie er sich im 
Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung darstelle« Der 
Beklagte hat somit unabhängig von seinem Schaden vom Kläger 
Herausgabe des. Empfangenen verlangt und damit einen Anspruch 
gemäß § 281 BGB geltend gemacht» Hierbei ist unerheblich, 
daß der Beklagte im Vorprozeß den Anspruch auf den Erlös 
mehrfach als Schadensersatzanspruch bezeichnet hat» Diese 
Bezeichnung stellt lediglich eine unbeachtliche (und ver­
fehlte i rechtliche Begründung des auf den Erlös und nicht 
auf Schadensersatz gerichteten Anspruchs dar« Der Bundesge­
richtshof hat dementsprechend in der Entscheidung des Vor­
prozesses den Anspruch auch lediglich auf die §§ 1223, 281 
BGB gestützt und dahingestellt sein lassen, ob der Kläger,
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der damalige Beklagte, schuldhaft gehandelt habe. Die Aus­
führungen des Bundesgerichtshofs lauten, soweit sie sich 
auf die Veräusserung der Aktien der Commerzbank und der 
Vereinigten Stahlwerke beziehen, wörtlich wie folgt?

"Soweit die Veräusserung von Aktien zur Befriedigung 
des Beklagten wegen seiner Forderung aus Darlehen 
nicht notwendig war, war der Beklagte gehalten, die­
se Rechte gemäß den auch hier entsprechend anwend­
baren Bestimmungen des § 1223 Abs,l BGB auf den Klä­
ger zurückzuübertragen. Die Erfüllung der Verbind­
lichkeit hat sich der Beklagte dadurch unmöglich 
gemacht, daß er die Wertpapiere (Zuteilungsrechte) 
veräußerte. Der dabei erzielte Erlös gebührt dem 
Kläger nach § 281 BGB, selbst wenn dem Veräusserer 
kein Verschulden zur Last fällt. Die Klageforderung 
ist daher begründet,,, w

Es steht somit fest, daß Gegenstand des Vorprozesses ein 
auf Herausgabe des Erlöses gerichteter Anspruch aus § 281 
BGB und nicht eine Forderung auf Ersatz des erlittenen Scha­
dens gewesen ist. Der Beklagte kann daher in dem vorliegen­
den Rechtsstreit den über den Erlös hinausgehenden Schaden 
geltend machen«. Hieran könnte er nur gehindert sein, wenn 
er dem Kläger die über den Erlös hinausgehende Forderung 
erlassen hätte oder wenn der weitergehende Anspruch ver­
wirkt wäre. Der Kläger hat jedoch, wofür es auch an Anhalts­
punkten fehlt,, nicht vorgetragen, der Beklagte habe ihm Ver­
bindlichkeiten erlassen, und das Berufungsgericht hat rechts­
irrtumsfrei ausgeführt, der Anspruch des Beklagten sei nicht 
verwirkt.

II, Das Berufungsgericht hat im Rahmen der Untersu­
chung, welche Zinsforderung in der Person des Klägers ent­
standen sei, die Frage erörtert, zu welchem Zeitpunkt sich 
die gegenseitigen Forderungen der Parteien zum ersten Mal 
gegenübergestanden hätten. Das Berufungsgericht r-

- - • hat ausgeführt, die Beklagten hätten nicht an­
gegeben, wann sich erstmals die Verwendungsforderung des 
Klägers und die Schadensersatzforderung des Beklagten auf- 
rechenbar gegenübergestanden hätten. Es sei deshalb von dem

&
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frühesten Zeitpunkt auszugehen«, Dies sei, wie sich aus dem 
Schreiben des Beklagten vom 25* Mai 1955 ergebe, der 24• Mai 
1955o Der Kläger habe also eine Zinsforderung bis zu diesem 
Zeitpunkt erlangte

Die Revision greift diese Ausführungen in anderem Zu­
sammenhang an* Sie ist der Auffassung, die gegenseitigen 
Forderungen der Parteien hätten sich bereits spätestens am 
16 Juli 1952 auf rechenbar gegenübergestanden; der Verwen­
dungsanspruch des Klägers habe bereits im Jahre 1951 bestan­
den und die Forderung des Beklagten sei spätestens am 
16, Juli 1952 entstanden, als der Kläger die letzten Aktien 
des Beklagten verkauft habe«, Hieraus folgert die Revision, 
daß der dem Beklagten im Vorprozeß zugesprochene Anspruch 
von insgesamt 8«,284,18 DM durch die von ihm erklärte Auf­
rechnung mit Wirkung zum 16 * Juli 1952 in Höhe des dem 
Kläger zustehenden Verwendungsanspruches von 7.369,12 DM 
erloschen sei und nur noch in Höhe von 915,06 DM bestehe«.
In dieser Höhe sei aber der Anspruch des Beklagten bereits 
im Torprozeß rechtskräftig festgestellt, sodaß der Geltend­
machung des Differenzbetrages die Einrede der rechtskräftig 
entschiedenen Sache entgegenstehe * Durch die von ihm er­
klärte Aufrechnung habe der Beklagte der Entscheidung des 
Berufungsgerichts hinsichtlich des durch die Aufrechnung 
getilgten Betrages den Boden entzogen, was gegebenenfalls 
in einem Verfahren nach § 767 ZPO geltend gemacht werden 
müsseo

Mit diesen Ausführungen konnte die Revision keinen Er­
folg haben, auch wenn ihr zugegeben wird, daß si.ch die For­
derungen schon am 16«, Juli 1952 gegenübergetreten sind«,

Die von dem Beklagten zur Aufrechnung gestellte Scha­
densersatzforderung geht auf Ersatz des Schadens, den er 
durch den Verlust seiner Aktien erlitten hat«, Sie entspricht 
der Höhe nach dem Betrage, der zur Wiederbeschaffung der
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Aktien erforderlich ist« Dieser Betrag war nach den Fest­
stellungen des angefochtenen Urteils im Zeitpunkt der münd­
lichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht infolge der in­
zwischen eingetretenen Kurssteigerungen um ein Vielfaches 
höher als am 16« Juli 1952« Die Ausführungen der Revision 
beruhen auf der Auffassung, daß auch in Fällen dieser Art 
für die Wirkung der Aufrechnung nach § 389 BGB stets das 
Deckungsverhältnis maßgebend sein müsse, das in dem Zeit­
punkt bestanden habe, zu dem sich die Forderungen gegenüber­
getreten sind* Sei damals die zur Aufrechnung gestellte 
Schadensersatzforderung beispielsweise nicht höher gewesen 
als die Gegenforderung, so gelte sie ungeachtet des Umstan­
des , daß sie die Gegenforderung im Zeitpunkt der Aufrech- 
nungserklärung - möglicherweise um ein Vielfaches - über-WM» mm mir

stiegen habe,'gemäß § 389 BGB in jedem Falle als in vollem 
Umfange erloschen« Dieser Auffassung der Revision könnte 
jedoch höchstens dann zugestimmt werden, wenn auch der 
Schuldner der Schadensersatzforderung auf rechnen kann«*
Für diesen Fall ließe sich möglicherweise die Ansicht ver­
treten, der Schuldner der Schadensersatzforderung hätte 
sich von dem Zeitpunkt an, in dem seine Forderung der Scha­
densersatzforderung des Gläubigers gegenübergetfeten sei, 
nicht mehr als Schuldner zu betrachten brauchen, da er sei­
nerseits durch Aufrechnung die Tilgung der Schadensersatz­
forderung hätte herbeiführen und damit ein weiteres Anwach­
sen dieser Forderung hätte verhindern können« Denn ein 
Schuldner, der gegen die Forderung seines Gläubigers mit 
einer gleich hohen Forderung aufrechnen kann, "darf das 
Bewußtsein haben, daß er im Grunde nichts mehr zu leisten 
braucht” (Heck, Grundriß des Schuldrechts, 1930, § 60 SM12; 
vgl« auch Larenz, Lehrbuch des Schuldrechts, 2« Aufl«, 1957 
So 270, und BGHZ 2, 302 ff /5057‘)«» "Wer zwar schuldet, aber 
weiß, daß er aufrechnen kann, betrachtet sich wirtschaft­
lich nicht mehr als Schuldner” (Enneccerus-Lehmann, Recht 
der Schuldverhältnisse, 14« Bearbeitung, 1954? § 71 X 
S« 276’« Daß der Schuldner in aller Regel nicht sogleich
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auf rechnet, besagt in diesem Zusammenhang nichts * Schon 
die Protokolle (der Kommission für die zweite Lesung des 
Entwurfs des Bürgerlichen Gesetzbuches, S« 367) haben aus­
geführt, "es sei nicht üblich, daß der Schuldner, wenn er 
seinerseits Forderungen gegen den Gläubiger erwerbe, sofort 
die Aufrechnung, erkläre; vielmehr pflege er zu warten, bis 
der Gläubiger ihm durch das Geltendmachen seiner Forderung 
Anlaß hierzu biete”o Das Deckungsverhältnis, das zu dem 
Zeitpunkt bestand, als sich die Forderungen einander gegen- 
übertraien, kann hiernach also nur maßgebend sein, wenn 
auch der Schuldner der Schadensersatzforderung, also der 
Gläubiger der Gegenforderung, aufrechnen kann«. Ist diese 
Voraussetzung nicht gegeben, so muß er sich weiterhin als 
Schuldner betrachten und die Möglichkeit in Betracht zie­
hen, daß die Schadensersatzforderung steigen werde und er 
die erhöhte Forderung erfüllen müsseo Er kann sich nicht 
dagegen wehren, daß der Gläubiger der Schadensersatzforde­
rung von der Aufrechnung absieht und statt dessen die er­
höhte Forderung in vollem Umfange einklagt und seinerseits 
die geringere Gegenforderung erfüllt 0 Für den Schuldner 
besteht daher hier kein schutzwürdiges Interesse daran, 
dem Gläubiger der Schadensersatzforderung die Möglichkeit 
zu versagen, mit seiner erhöhten Schadensersatzforderung 
in der Weise aufzurechnen, daß die Forderungen hierdurch 
nur insoweit getilgt werden, als sie sich noch zur Zeit 
der Aufrechnungserklärung decken* Würde man in dem Falle, 
in dem ausschließlich dex’ Gläubiger der gi-Ößer gewordenen 
Schadensersatzfordeanmg auf rechnen kann, der Aufrechnungs­
erklärung die Wirkung beimessen, daß die Forderungen in 
dem Umfange getilgt würden, in dem sie sich in dem Zeit­
punkt ihres Gegenübertretens gedeckt haben, so würde man 
in der Sache dem Gläubiger das Aufrechnungsrecht versagen 
und ihn zwingen, seine Forderung in vollem Umfange einzu­
klagen und seinerseits die Forderung des Schuldners zu be­
gleichen? eine derart umständliche Regelung wäre aber nicht 
durch sachliche Interessen des Schuldners gerechtfertigt*
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Rechnet also ein Gläubiger einer Schadensersatzforderung;
dessen Forderung sich im laufe der Zeit erhöht hat, mit ♦der Schadensersatzforderung gegen eine niedrigere Forde­
rung seines Schuldners auf, so hat die Aufrechnung jeden­
falls dann, wenn lediglich der Gläubiger aufrechnen konn­
te, nur zur Folge, daß die Forderungen in dem Umfange er­
loschen sind, in dem sie sich zur Zeit der Aufrechnungser­
klärung gedeckt haben.» Im vorliegenden Falle war der Kläger, 
wie in dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 25* November 
1954 (IV ZR 81/54) dargelegt worden ist, seinerseits zur 
Aufrechnung nicht befugt«, lie von dem Beklagten erklärte 
Aufrechnung hat daher entgegen der Meinung der Revision 
lediglich bewirkt, daß die Schadensersatzforderung in dem 
Umfange erloschen ist, in dem sie sich im Zeitpunkt der 
Aufrechnungserklärung mit der Forderung des Klägers deckte«

Da die Rügen der Revision somit nicht berechtigt sind 
und das im übrigen sorgfältig begründete Berufungsurteil 
auch sonst keinen Retshtsirrtum erkennen läßt, war die Re­
vision, mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO, zurückzuweisen«

T)r o Rastel ski Br «Fisch er Br «Kuhn Br «Haager Br„Reinicke
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